
Zusammenfassende Erklärung
gem. §10a Baugesetzbuch
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Bebauungsplan Nr. 7 der Gemeinde Drage

Dem Bauleitplan ist gemäß §6 Abs.5 BauGB eine zusammenfassende Erklärung
beizufügen über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der
Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in dem Flächennutzungsplan berücksichtigt
wurden, und aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in
Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde.

Das von der Gemeinde Drage geplante Sondergebiet „Batterie- und Energiespeicher"
umfasst einen Teilbereich einer ehemaligen Lagerfläche direkt angrenzend an das 110kV
Umspannwerk sowie einen Teilbereich des angrenzenden Intensivgrünlands. Das
Plangebiet liegt „nördlich der Friedrichstädter Chaussee (B202), östlich der
Wohnbebauung Friedrichstadt (B-Plan 15), direkt angrenzend an das Umspannwerk
Friedrichstadt".

1. Berücksichtigung der Umweltbelange

Zu der Planung wurde eine Umweltprüfung gemäß §2 Abs. 4 BauGB durchgeführt.

Die aufgegebene Lagerfläche beinhaltet Z.T. versiegelte Flächen aber auch
wassergebunden versiegelte Flächen, die von Hochstaudenfluren mit Schilf sowie
Gebüsch sowie einigen größeren Bäumen bestanden sind. An der östlichen
Plangebietsgrenze verläuft ein wasserführender Parzellengraben mit Schilfzone, am
Südrand zur B 202 ein ebenfalls ständig wasserführender Wegeseitengraben. Die Gräben
bleiben erhalten und werden durch Uferrandstreifen bzw. Gehölzanpflanzung in ihrer
Verbundfunktion gestärkt. Eine Bodenversiegelung beschränkt sich auf die Fundamente
der Batterie- und Wechselrichtercontainer. Die Flächen unter und zwischen den
Containern sowie die Fahrstreifen zwischen den Containern werden ausschließlich
wassergebunden versiegelt.

2. Berücksichtigung der Offentlichkeits- und Behördenbeteiligung

Die Öffentlichkeit wurde durch eine frühzeitige Bürgeranhörung gemäß §3 Abs. 1 BauGB
beteiligt. Es wurden keinerlei Bedenken gegen den Bauleitplan geäußert.

Die in ihren Aufgabenbereichen berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange wurden gemäß §4 Abs.1 BauGB frühzeitig über die Planung informiert und zur
Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert. Die im Rahmen der Beteiligung nach §4(1)
BauGB abgegebenen Stellungnahmen wurden im Entwurf berücksichtigt.

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung des Planentwurfs gab es eine private
Stellungnahme, die sich auf die Bewertung der Schutzgüter, nicht ausreichende
Berücksichtigung der Aussagen aus Landschaftsplan und Landschaftsrahmenplan und
auf eine nicht ausreichende Berücksichtigung des Artenpotentials in der vorgelegten
artenschutzfachlichen Potentialschätzung. Die Hinweise wurden in die Begründung und
den Umweltbericht aufgenommen, die artenschutzfachliche Potentialschätzung wurde
ergänzt.

Im Rahmen der Beteiligung nach §4(2) BauGB wurden folgende Stellungnahmen
abgegeben und gemäß der Abwägung berücksichtigt:

Vom Landesamt für Umwelt wurde darauf hingewiesen, dass die Vorgaben aus dem
Lärmgutachten hinsichtlich der Emissionskontingente zu erfüllen sind.



Zusammenfassende Erklärung
Bebauungsplan Nr. 7 der Gemeinde Drage - Kreis Nordfriesland 2

Der Kreis Nordfriesland - FD Brandschutz verwies auf eine ausreichende

Löschwasserversorgung, die entweder über die Anlage eines Löschwasserkissens oder
eines Löschbrunnens gewährleistet werden wird.

Die Untere Naturschutzbehörde des Kreises Nordfriesland verwies auf Aspekte der
Eingriffsvermeidung, der so von der Gemeinde nicht gefolgt wird. Die Flächen entlang des
westlichen Grabens werden aufgrund des dichteren Bewuchses vor allem durch Schilf in
Angliederung an einen bestehenden, wasserführenden Graben mit Z.T. Baumbestand als
ökologisch höherwertig angesehen. Die Eingriffs-Ausgleichsberechnung wurde
hinsichtlich des Ausgleichswertes Wiesenvogelschutzgebiet überarbeitet und das
Potential hinsichtlich Fledermausvorkommens bewertet. Es wurde darauf hingewiesen,
dass für die Wahl der heimischen Straucharten ausschließlich gebietsheimisches
Pflanzmaterial des Herkunftsgebiet 1 zu verwenden ist.

Hinsichtlich des Fledermausschutzes und der erforderlichen Darstellung der zu
erhaltenden landschaftsprägenden Bäume wurden sowohl der Textteil B als auch die
Planzeichnung des Bebauungsplanes geändert und erneut ausgelegt.

Der Satzungsbeschluss wurde am 09.02.2026 gefasst.
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